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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 AL 772/98
Datum 22.02.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 AL 165/01
Datum 16.12.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 22.
Februar 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des zweiten Rechtszuges sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld streitig.

Der am 1957 geborene KlÃ¤ger war u.a. vom 25.03.1991 bis 01.01.1994 als Maurer
im Betrieb seines Vaters beschÃ¤ftigt. Vom 03.01. bis 12.03.1994 bezog er
Arbeitslosengeld aufgrund eines Anspruchs von 312 Tagen. Danach war er bis
11.04.1994 wieder als Maurer beschÃ¤ftigt und besuchte im Anschluss daran eine
Meisterschule. Vom 01.07.1995 an arbeitete er als selbstÃ¤ndiger Maurermeister.
Nach einem Unfall am 01.06.1996 bezog der KlÃ¤ger gemÃ¤Ã� einer Bescheinigung
der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) Bayern vom 04.06.1996 bis zum Ende des
Anspruchs mit dem 01.12.1997 Krankengeld, dazwischen vom 20.11. bis
18.12.1996 Ã�bergangsgeld von der Landesversicherungsanstalt (LVA) Schwaben.
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Am 12.02.1998 meldete sich der KlÃ¤ger bei der Beklagten arbeitslos und
beantragte Arbeitslosengeld. Er gab an, dass er seit Dezember 1997 wegen
Krankheit kein Einkommen habe und legte die Entlassungsanzeige einer
Rehabilitations(Reha)-Klinik nach einem stationÃ¤ren Aufenthalt vom 19.01. bis
09.02.1998 vor, wonach er bis auf weiteres arbeitsunfÃ¤hig sei. Die Beklagte
bewilligte ihm mit Bescheid vom 28.04.1998 Arbeitslosenhilfe vom 12.02.1998 bis
10.02.1999.

Im Widerspruch machte der KlÃ¤ger einen Anspruch auf Arbeitslosengeld mit der
BegrÃ¼ndung geltend, dass zwischen dem Ende seiner letzten beitragspflichtigen
BeschÃ¤ftigung am 11.04.1994 und seiner Arbeitslosmeldung weniger als vier Jahre
lÃ¤gen. AuÃ�erdem verlÃ¤ngere sich die Rahmenfrist von drei auf fÃ¼nf Jahre.
WÃ¤hrend des Bezugs des Ã�bergangsgeldes vom 20.11.1996 bis 18.12. 1996
seien BeitrÃ¤ge zur Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit entrichtet worden.

Mit Widerspruchsbescheid vom 03.12.1998 wies die Beklagte den Rechtsbehelf des
KlÃ¤gers zurÃ¼ck. Innerhalb der dreijÃ¤hrigen Rahmenfrist vom 12.02.1995 bis
11.02.1998 kÃ¶nne der KlÃ¤ger lediglich ein PflichtversicherungsverhÃ¤ltnis von 29
Tagen (20.11. bis 18.12.1996) nachweisen; die Ã¼brigen Zeiten seines Kranken-
geldbezuges seien mangels AbfÃ¼hrung von BeitrÃ¤gen zur Bundesanstalt fÃ¼r
Arbeit nicht gleichzustellen. Wegen Nichteinrechnung der Zeiten seiner
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit sei die Rahmenfrist um ein Jahr (12.02.1994 bis
11.02.1995) zu verlÃ¤ngern. Auch einschlieÃ�lich der damit zu
berÃ¼cksichtigenden versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung vom 14.03. bis
11.04.1994 erreiche der KlÃ¤ger jedoch nicht die erforderlichen zwÃ¶lf Monate
eines VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisses. Wegen des Krankengeldbezuges in der
einjÃ¤hrigen Vorfrist (12.02.1997 bis 11.02.1998) bestehe aber Anspruch auf
Arbeitslosenhilfe.

Die am 30.12.1998 erhobene Klage wies das Sozialgericht Augsburg mit Urteil vom
22.02.2001 ab, das den damaligen BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers am 15.03.2001
zugestellt wurde. In den EntscheidungsgrÃ¼nden schloss sich das Sozialgericht im
Wesentlichen den GrÃ¼nden des Widerspruchsbescheides an. ZusÃ¤tzlich fÃ¼hrte
es aus, dass der KlÃ¤ger wegen Ablaufs der Vierjahresfrist aus der am 03.01.1994
erworbenen Anwartschaft keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld herleiten kÃ¶nne.

Mit der am 10.04.2001 beim Bayer. Landessozialgericht eingelegten Berufung
machte der KlÃ¤ger geltend, dass er mittlerweile von der
Landesversicherungsanstalt Schwaben weitere Bescheide Ã¼ber Ã�bergangsgeld
und diese Leistung somit vom 01.10.1996 bis 29.06.1998 erhalten habe. Daher
dÃ¼rfte er auch in der vierjÃ¤hrigen Rahmenfrist die Anwartschaftszeit fÃ¼r
Arbeitslosengeld erfÃ¼llt haben. Er legte in Ablichtung Bescheide der
Landesversicherungsanstalt vor, aus denen sich folgende Bewilligungen ergeben:
Bescheid vom 06.06.2000: Ã�bergangsgeld 01.10. bis 19.11.1996; Bescheide vom
17.01.1997 und 06.06.2000: Ã�bergangsgeld vom 20.11. bis 18.12.1996; Bescheide
jeweils vom 06.06. 2000: Ã�bergangsgeld vom 19.12.1996 bis 08.02.1998,
09.02.1998 bis 09.03.1998, 10.03.1998 bis 31.05.1998, 01. bis 29.06.1998.
Erstmals im Berufungsverfahren trug der KlÃ¤ger vor, anlÃ¤sslich seiner Vorsprache
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im Arbeitsamt am 07.08.1997 habe ihm der Reha-Berater gesagt, eine
Arbeitslosmeldung mache keinen Sinn, denn seine letzte BeschÃ¤ftigung liege mehr
als drei Jahre zurÃ¼ck. Auf einen Restanspruch auf Arbeitslosengeld habe ihn der
Bedienstete nicht aufmerksam gemacht. Doch wÃ¤re der Reha-Berater zur
Ã�berprÃ¼fung verpflichtet gewesen, ob er, der KlÃ¤ger, noch Anspruch auf
Arbeitslosengeld habe.

Wegen des Vortrags des KlÃ¤gers im Einzelnen wird auf die von ihm eingereichten
SchriftsÃ¤tze und die Niederschrift des Termins zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vor
dem Senat am 26.09.2002 sowie des Beweistermins vom 04.11.2002 Bezug
genommen.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
22.02.2001 aufzuheben, den Bescheid der Beklagten vom 28.04.1998 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 03.12.1998 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, ihm ab 12.02.1998 Arbeitslosengeld abzÃ¼glich der gezahlten
Arbeitslosenhilfe zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Da der KlÃ¤ger unmittelbar vor Beginn der Zahlung des Krankengeldes im Juni 1996
als selbstÃ¤ndiger Maurermeister tÃ¤tig gewesen sei und mithin nicht in einem
beitragspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gestanden oder
Lohnersatzleistungen nach dem AFG bezogen habe, kÃ¶nne die gesamte Zeit der
Krankengeldzahlung nach den Â§Â§ 107 Nr.5a, 186 Abs.1 AFG nicht
anwartschaftsbegrÃ¼ndend berÃ¼cksichtigt werden. Entsprechend dazu habe sich
auch die Rechtslage nach dem SGB III nicht verÃ¤ndert, da nur Bezieher von
Ã�bergangsgeld wegen einer medizinischen Rehabilitation nach Â§ 26 Abs.2 Nr.1
SGB III versicherungspflichtig seien, wenn sie unmittelbar vor Beginn der Leistung
versicherungspflichtig gewesen seien oder eine laufende Entgeltersatzleistung nach
dem SGB III bezogen hÃ¤tten. Daher seien auch die Zeiten des Bezugs von
Ã�bergangsgeld nicht als anwartschaftsbegrÃ¼ndend zu bewerten. Sie habe dem
KlÃ¤ger mit Bescheid vom 02.10.2001 Ã¼ber den 10.02.1999 hinaus auch fÃ¼r die
Zeit vom 11.02. bis 29.05.1999 Arbeitslosenhilfe gewÃ¤hrt, da diese Leistung
wegen der Unterbrechung des Leistungsbezuges durch Ã�bergangsgeld (10.03. bis
29.06.1998) insoweit nicht verbraucht gewesen sei. Der Bescheid vom 02.10.2001
sei Gegenstand des Berufungsverfahrens geworden.

Aus einer Auskunft der LVA Schwaben vom 31.08.2001 in der vom Senat
beigezogenen Leistungsakte der Beklagten ergibt sich, dass der KlÃ¤ger im
Zusammenhang mit medizinischer Rehabilitation bezogen hat: 01.10. bis
19.11.1996 vorgezogenes Ã�bergangsgeld aus freiwilligen BeitrÃ¤gen; 20.11. bis
18.12.1996 Ã�bergangsgeld wÃ¤hrend des medizinischen Heilverfahrens aus
freiwilligen BeitrÃ¤gen; 19.12.1996 bis 08.02.1998 ErsatzÃ¼bergangsgeld in HÃ¶he
der Rente; 09.02. bis 09.03.1998 Ã�bergangsgeld wÃ¤hrend des medizinischen
Heilverfahrens aus freiwilligen BeitrÃ¤gen; 10.03. bis 31.05.1998 vorgezogenes
Ã�bergangsgeld aus dem Bezug der Arbeitslosenhilfe; 01.06. bis 29.06.1998
Ã�bergangsgeld wÃ¤hrend der medizinischen Reha-Leistung, berechnet aus der
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Arbeitslosenhilfe, die seit 12.02.1998 bezogen wurde. Die LVA teilte ferner mit, dass
zunÃ¤chst fÃ¼r alle genannten ZeitrÃ¤ume BeitrÃ¤ge zur Bundesanstalt fÃ¼r
Arbeit abgefÃ¼hrt worden seien; doch liege nach erneuter Ã�berprÃ¼fung in der
Zeit vom 01.10.1996 bis 09.03.1998 keine Versicherungspflicht in der
Arbeitslosenversicherung vor, dagegen schon vom 10.03. bis 31.05.1998 und vom
01. bis 29.06.1998. Hinsichtlich der ZeitrÃ¤ume 10.03. bis 31.05.1998 und 01. bis
29.06.1998 hat die Beklagte die Leistungsbewilligung fÃ¼r Arbeitslosenhilfe
aufgehoben und Erstattung von der Landesversicherungsanstalt Schwaben
verlangt. Mit Wirkung vom 30.06.1998 erhielt der KlÃ¤ger von der LVA Schwaben
Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit (HÃ¶he ab 30.06.1998 monatlich 546,06 DM, ab
01.07.1998 548,47 DM), seit 01.10.1999 EU-Rente.

Der Senat hat den Reha-Berater J. D. (D.) am 04.11.2002 mÃ¼ndlich als Zeugen
vernommen. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf die Niederschrift
des Beweistermins Bezug genommen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil im schriftlichen
Verfahren einverstanden erklÃ¤rt.

Die Arbeitslosengeld- und Rehabilitationsakte der Beklagten, die Rehabilitations-
und Ã�bergangsgeldakten der LVA Schwaben sowie die Gerichtsakten beider
RechtszÃ¼ge haben dem Senat bei seiner Entscheidung vorgelegen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht haben
Beklagte und Sozialgericht den vom KlÃ¤ger geltend gemachten Anspruch auf
Arbeitslosengeld verneint.

1. Nach dem am 01.01.1998 in Kraft getretenen Â§ 117 Abs.1 SGB III haben
Anspruch auf Arbeitslosengeld Arbeitnehmer, die arbeitslos sind, sich beim
Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt haben. Es kann
hier dahingestellt bleiben, ob der KlÃ¤ger, der sich am 12.02.1998 arbeitslos
gemeldet hat, auch im Sinne dieser Vorschrift arbeitslos war, insbesondere in allen
streitigen ZeitrÃ¤umen arbeitsfÃ¤hig nach Â§ 118 Abs.2, 3 SGB III ungeachtet des
laufenden medizinischen Heilverfahrens der LVA. Denn jedenfalls hat er die
Anwartschaftszeit nicht erfÃ¼llt.

GemÃ¤Ã� dem hier allein in Betracht kommenden Â§Â§ 123 Abs.1 Nr.1 SGB III
erfÃ¼llt die Anwartschaftszeit, wer in der Rahmenfrist mindestens zwÃ¶lf Monate in
einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden hat. Die Rahmenfrist betrÃ¤gt
nach Â§ 124 Abs.1 SGB III drei Jahre und beginnt mit dem Tag vor der ErfÃ¼llung
aller sonstigen Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Arbeitslosengeld. Danach
beginnt hier die Rahmenfrist mit dem 11.02.1998, sofern am 12.02.1998 der
KlÃ¤ger alle weiteren Voraussetzungen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld erfÃ¼llt
hat. Die Rahmenfrist dauert aber nicht nur drei Jahre, also bis 12.02.1995, sondern
wegen Â§ 124 Abs.3 SGB III mindestens bis 10.03.1994. Nach der Nr.3 dieser
Regelung werden in die Rahmenfrist nÃ¤mlich Zeiten einer selbstÃ¤ndigen
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TÃ¤tigkeit nicht eingerechnet. Der KlÃ¤ger war vom 01.07.1995 an als
Maurermeister selbstÃ¤ndig, ab 04.06. 1996 war er arbeitsunfÃ¤hig und hat
Krankengeld bezogen. Die Beklagte hat im Widerspruchsbescheid vom 03.12.1998
als Zeit der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit pauschal ein Jahr angesetzt. Es kann hier
offen bleiben, ob und in welchem Umfang Zeiten einer ArbeitsunfÃ¤higkeit als
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnen, weil sich daraus in der
vorliegenden Streitsache keine unterschiedlichen Rechtsfolgen ergeben. Werden
Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit nÃ¤mlich nicht berÃ¼cksichtigt, so wÃ¼rden als
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit elf Monate und drei Tage nicht in die Rahmenfrist
eingerechnet (01.07.1995 bis 03.06.1996), letztere also bis 10.03.1994 verlÃ¤ngert.
MÃ¼ssen dagegen Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit als selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
berÃ¼cksichtigt werden, so verlÃ¤ngert sich die Rahmenfrist zwar weiter, aber
nicht Ã¼ber den 03.01.1994 hinaus, den Tag, von dem ab der KlÃ¤ger bis
12.03.1994 Arbeitslosengeld bezogen hatte. Denn gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs.2 SGB III
reicht die Rahmenfrist nicht in eine vorangegangene Rahmenfrist hinein, in der der
Arbeitslose eine Anwartschaftszeit erfÃ¼llt hatte.

In beiden FÃ¤llen Ã¤ndert sich der Umfang der in die Rahmenfrist fallenden
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisse also nicht. BerÃ¼cksichtigt werden kann
nÃ¤mlich jeweils nur die frÃ¼hestens am 13.03.1994 beginnende und bis
11.04.1994 dauernde BeschÃ¤ftigung als Maurer (Â§Â§ 24 Abs.1, 25 Abs.1 SGB III),
mit der die erforderlichen zwÃ¶lf Monate bei weitem nicht erreicht werden.

Innerhalb der Rahmenfrist liegen keine weiteren VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisse,
die fÃ¼r die BegrÃ¼ndung einer Anwartschaftszeit herangezogen werden
kÃ¶nnten. Auch die Voraussetzungen des hier in Betracht kommenden Â§ 26 Abs.2
Nr.1 SGB III liegen nicht vor. Nach dieser Vorschrift sind versicherungspflichtig
Personen in der Zeit, fÃ¼r die sie von einem LeistungstrÃ¤ger unter anderem
Krankengeld oder von einem TrÃ¤ger der medizinischen Rehabilitation
Ã�bergangsgeld beziehen, wenn sie unmittelbar vor dem Beginn der Leistung
versicherungspflichtig waren oder eine laufende Entgeltersatzleistung nach dem
SGB III bezogen haben. Mit dem von der AOK bestÃ¤tigten Bezug des
Krankengeldes vom 04.06.1996 bis 01.12.1997 und der von der LVA mitgeteilten
GewÃ¤hrung des Ã�bergangsgeldes ab 01.10.1996 wurde ein
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis schon deswegen nicht begrÃ¼ndet, weil es an dem
verlangten Voraustatbestand fehlt. Der KlÃ¤ger war unmittelbar vor dem
Leistungsbezug nicht nach dem SGB III versicherungspflichtig, weil er als
SelbstÃ¤ndiger tÃ¤tig gewesen ist (Â§Â§ 24, 25 SGB III). AuÃ�erdem hat er direkt
vor dem Bezug des Krankengeldes und des Ã�bergangsgeldes keine
Entgeltersatzleistung nach dem SGB III bezogen. Die von der LVA mitgeteilte
beitragspflichtige Bezugszeit beginnt erst am 10.03.1998, also auÃ�erhalb der
Rahmenfrist.

Die Zeiten des Bezuges von Krankengeld und Ã�bergangsgeld durch den KlÃ¤ger
vor In-Kraft-Treten des SGB III am 01.01.1998 kÃ¶nnen auch nicht wegen der
Ã�bergangsvorschrift des Â§ 427 Abs.3 SGB III als VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis
berÃ¼cksichtigt werden. Danach stehen in Bezug auf die Anwartschaftszeit solche
Zeiten einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gleich, die (schon) nach dem AFG in
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der zuletzt geltenden Fassung einer die Beitragspflicht begrÃ¼ndenden
BeschÃ¤ftigung ohne Beitragsleistung gleich gestanden haben. GemÃ¤Ã� Â§ 107
Satz 1 Nr.5 Buchst.a AFG war der Bezug des Krankengeldes oder Ã�bergangsgeldes
aber entsprechend dem spÃ¤teren Â§ 26 Abs.2 Nr.1 SGB III nur dann einer
beitragspflichtigen BeschÃ¤ftigung gleichgestellt, wenn BeitrÃ¤ge zur
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit zu zahlen waren, das heiÃ�t nach Â§ 186 Abs.1 AFG der
Leistungsbezieher unmittelbar davor in einer die Beitragspflicht begrÃ¼ndenden
BeschÃ¤ftigung gestanden hat oder eine laufende Lohnersatzleistung nach dem
AFG bezogen hat. Wie schon ausgefÃ¼hrt, war dies aber im Hinblick auf die
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers vor dem Leistungsbezug nicht der Fall.

2. SchlieÃ�lich ist die Beklagte auch nicht verpflichtet, dem KlÃ¤ger
Arbeitslosengeld ab 12.02.1998 aufgrund eines Rechts- anspruchs aus dem Jahre
1994 zu gewÃ¤hren. Der KlÃ¤ger hat zwar seinen damaligen Anspruch von 312
Tagen nicht ausgeschÃ¶pft. Doch kann der Restanspruch nach dem dem frÃ¼heren
Â§ 125 Abs.2 AFG entsprechenden Â§ 147 Abs.2 SGB III nicht mehr geltend gemacht
werden. Bei der Arbeitslosmeldung und Antragstellung des KlÃ¤gers am 12.02.1998
waren nach der Entstehung des Anspruchs am 03.01.1994 bereits vier Jahre
verstrichen.

a) Der KlÃ¤ger hat seinen Anspruch auf Arbeitslosengeld auch nicht bereits am
07.08.1997 bei dem BeratungsgesprÃ¤ch Ã¼ber Rehabilitation "geltend gemacht".
Als Geltendmachung im Sinne des Â§ 147 Abs.2 SGB III kÃ¶nnten jeweils ein Antrag
auf Arbeitslosengeld, eine Arbeitslosmeldung oder gegebenenfalls auch schlichte
Mitteilungen Ã¼ber das Ende von nicht von vornherein begrenzten
RuhenstatbestÃ¤nden angesehen werden (vgl. zusammenfassend zur
Rechtsprechung Gagel, SGB III, Â§ 147 SGB III Rdnr.22, 22 a). Nach den Angaben
des KlÃ¤gers insbesondere im Termin vom 24.09.2002 liegt jedoch keiner der drei
genannten TatbestÃ¤nde vor. Danach hat der KlÃ¤ger die Arbeitslosmeldung am
07.08.1997 gerade unterlassen, weil nach seiner Darstellung der Zeuge D. mangels
Anspruchs auf Arbeitslosengeld darin keinen Sinn sah. Dasselbe gilt fÃ¼r den
Antrag auf Arbeitslosengeld. Es liegen deswegen auch keine Anhaltspunkte dafÃ¼r
vor, dass der KlÃ¤ger am 07.08.1997 seinen Anspruch auf Arbeitslo- sengeld bereits
fÃ¼r die Zeit nach dem Ende des Bezuges von Krankengeld geltend gemacht hat.

Auch der sozialrechtliche Herstellungsanspruch kann dem Klagebegehren nicht zum
Erfolg verhelfen. GrundsÃ¤tzlich ist es mÃ¶glich, mit dieser Anspruchsgrundlage die
Geltendmachung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld zu ersetzen (BSG SozR 4100
Â§ 125 Nr.3 S.12 ff.). Liegen die Voraussetzungen des Herstellungsanspruchs vor,
kann bei einer Pflichtverletzung des LeistungstrÃ¤gers der Versicherte verlangen,
so gestellt zu werden, wie er ohne diese Pflichtwidrigkeit stÃ¼nde (allgemein z.B.
BSG SozR 4100 Â§ 125 Nr.3 S.12).

Allerdings setzt der Herstellungsanspruch KausalitÃ¤t voraus. Die Pflichtwidrigkeit
des LeistungstrÃ¤gers muss also fÃ¼r die VersÃ¤umung der Verfallsfrist des Â§ 147
Abs.2 SGB III ursÃ¤ch- lich gewesen sein (BSG SozR 4100 Â§ 125 Nr.3 S.14). Eine
Vor- aussetzung der KausalitÃ¤t, nÃ¤mlich dass die Geltendmachung des Anspruchs
innerhalb der Frist Ã¼berhaupt noch mÃ¶glich war, kÃ¶nnte hier vorliegen. Die
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"Geltendmachung" verlangt, dass der Tag, fÃ¼r den Arbeitslosengeld beansprucht
wird, und an dem die Leistungsvoraussetzungen erstmals vorliegen (kÃ¶nnen),
noch innerhalb der Verfallsfrist liegt (BSG SozR 3-4100 Â§ 125 Nr.1 S.7, 8 mwN;
Gagel aaO Â§ 147 Rdnr.22 b). Das trifft hier zu. Die Verfallsfrist des Â§ 147 Abs.2
SGB III begann mit dem 03.01.1994 und endete mit Ablauf des 02.01.1998. Ein
Zahlungsanspruch des KlÃ¤gers auf Arbeitslosengeld konnte wegen des Bezuges
von Krankengeld erst wieder nach dessen Ende entstehen, da er bis dahin gemÃ¤Ã�
Â§ 118 Abs.1 Nr.2 AFG/Â§ 142 Abs.1 Nr.2 SGB III ruhte; auch wÃ¤hrend des Ruhens
des Anspruchs lÃ¤uft die Verfallsfrist weiter (BSG SozR 4100 Â§ 125 Nr.2; SozR
3-4100 Â§ 125 Nr.1 S.8). Der tatsÃ¤chliche Bezug des Krankengeldes mit der Folge
des Ruhens endete mit dem 01.12.1997, so dass der KlÃ¤ger in der Lage war, den
Anspruch auf Arbeitslosengeld frÃ¼hestens zum 02.12.1997 geltend zu machen.
Dass dem KlÃ¤ger mit Bescheiden der LVA vom 06.06.2000 auch Ã�bergangsgeld
nachtrÃ¤glich fÃ¼r die gesamte Zeit vom 01.10.1996 bis 29.06.1998 zuerkannt
wurde, kann eine Geltendmachung des Arbeitslosengeldes zum 02.12.1997 im
Rahmen des Herstellungs- anspruchs nicht ausschlieÃ�en, weil der KlÃ¤ger damals,
also ab 02.12.1997, tatsÃ¤chlich kein Ã�bergangsgeld bezog und daher auch kein
Ruhenstatbestand vorlag (vgl. BSG SozR 4100 Â§ 118 Nr.10). Allerdings kÃ¶nnte die
spÃ¤tere Zuerkennung des Ã�bergangsgeldes der GewÃ¤hrung des
Arbeitslosengeldes fÃ¼r den betreffenden Zeitraum entgegenstehen. Da der
KlÃ¤ger ab 02.12.1997 nach seinen Angaben im Antrag auf Arbeitslosengeld kein
Einkommen hatte und er, auch wenn er in seiner letzten TÃ¤tigkeit als
Maurermeister weiterhin arbeitsunfÃ¤hig war, sich immerhin mit seiner
mÃ¶glicherweise verbliebenen LeistungsfÃ¤higkeit der Arbeitsvermittlung zur
VerfÃ¼gung stellen oder ein Fall des Â§ 105 a AFG vorliegen konnte, ist es
wahrscheinlich, dass der KlÃ¤ger bei einem Hinweis der Beklagten auf seinen
Rechtsanspruch schon ab spÃ¤testens 02.12.1997 seinen Anspruch auf
Arbeitslosengeld geltend gemacht hÃ¤tte.

Jedoch kann man nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens ein pflichtwidriges
Verhalten der Beklagten als Voraussetzung des Herstellungsanspruchs nicht
feststellen. Insbesondere ist nicht nachgewiesen, dass der KlÃ¤ger, wie er
vorgetragen hat, bei seiner Vorsprache im Arbeitsamt am 07.08.1997 falsch
beraten wurde und daher seinen Anspruch auf Arbeitslosengeld nicht rechtzeitig
geltend gemacht hat. Der Zeuge D., Reha-Berater im Arbeitsamt Memmingen,
konnte sich an den GesprÃ¤chsablauf im Einzelnen nicht mehr konkret erinnern.
Auch dem Beratungsvermerk vom 07.08.1997 sind keine genÃ¼genden
Anhaltspunkte fÃ¼r ein pflichtwidriges Verhalten der Beklagten zu entnehmen. Der
Zeuge hat nachvollziehbar ausgesagt (S.2 der Niederschrift), dass er als Reha-
Berater allgemein keine konkreten RatschlÃ¤ge zu AnsprÃ¼chen auf
Arbeitslosengeld erteile und die Ratsuchenden an die Arbeitsvermittlung des
Arbeitsamtes verweise, wenn das GesprÃ¤ch auf Arbeitslosengeld komme.
TatsÃ¤chlich standen dem Zeugen, wie er angegeben hat, auch keine
Aktenunterlagen Ã¼ber das Arbeitslosengeld zur VerfÃ¼gung, lediglich in der
elektronischen Datenverarbeitung eine LeistungsÃ¼bersicht. Es ist daher
schlÃ¼ssig, dass der Zeuge unmittelbare AuskÃ¼nfte zu Arbeitslosengeld nicht
gibt. Hinsichtlich des konkreten GesprÃ¤chsablaufs am 07.08.1997 kann man der
Aussage des Zeugen nichts anderes entnehmen. Wegen der hohen Zahl der
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BeratungsgesprÃ¤che von 900 bis 1000 jÃ¤hrlich ist es nachvollziehbar, wenn sich
der Zeuge an das GesprÃ¤ch nicht mehr in den Einzelheiten erinnert. Dass der
Zeuge den KlÃ¤ger unrichtig beraten habe, ist auch nicht indirekt aus seinen
AuskÃ¼nften zur Vorleistung der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit abzuleiten. Nach dem
Beratungsvermerk vom 07.08.1997 hat der Zeuge den KlÃ¤ger dahingehend
informiert, dass eine Vorleistung der Beklagten nicht mÃ¶glich sei und die
Entscheidung der Berufsgenossenschaft oder LVA abgewartet werden mÃ¼sse. In
diesem Zusammenhang hat der Zeuge angegeben (S.3 der Niederschrift), zum
Anspruch auf Unterhaltsgeld gebe er AuskÃ¼nfte. Wer einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld habe, besitze auch einen Anspruch auf Unterhaltsgeld. Ferner
sagte der Zeuge, er erinnere sich an das GesprÃ¤ch mit dem KlÃ¤ger nicht; es
kÃ¶nne â�� bezogen auf Unterhaltsgeld â�� das GesprÃ¤ch so abgelaufen sein, wie
der KlÃ¤ger es schildere (S.3 der Niederschrift Abs.1, 3). Ferner gab der Zeuge
jedoch an, dass nach seinem VerstÃ¤ndnis des Beratungsvermerks vom 07.08.1997
der KlÃ¤ger selbstÃ¤ndig bleiben wollte. Wenn jemand habe selbstÃ¤ndig bleiben
wollen, sei deswegen eine FÃ¶rderung nicht in Betracht gekommen (Niederschrift
S.4). Aus diesen unterschiedlichen Angaben und Vermutungen des Zeugen Ã¼ber
mÃ¶gliche GrÃ¼nde fÃ¼r die Ablehnung einer Vorleistung lÃ¤sst sich insoweit ein
konkreter tatsÃ¤chlicher Beratungsinhalt und daraus folgend ein pflichtwidriges
Verhalten nicht mit der erforderlichen, an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit
ableiten. Daher kann man auch nicht feststellen, dass der KlÃ¤ger bestimmte
RÃ¼ckschlÃ¼sse auf sein gebotenes Verhalten in Bezug auf den Anspruch auf
Arbeitslosengeld ziehen durfte. Das gilt insbesondere fÃ¼r etwaige Ã�uÃ�erungen
des Zeugen zum Unterhaltsgeld. Ein MissverstÃ¤ndnis auf Seiten des KlÃ¤gers
lÃ¤sst sich dabei nicht ausschlieÃ�en. ZusÃ¤tzlich ist hier zu berÃ¼cksichtigen,
dass der KlÃ¤ger im Beweistermin (Protokoll S.5) angegeben hat, der Zeuge habe
die Rehabilitations-Vorleistungen der Beklagten von der Arbeitslosmeldung
abhÃ¤ngig gemacht, was der Zeuge in Abrede stellte.

SchlieÃ�lich lÃ¤sst sich ein pflichtwidriges Verhalten der Beklagten auch nicht
feststellen, wenn der Zeuge, wie er angibt, keine Beratung zum Anspruch auf
Arbeitslosengeld erteilt hat. Zwar besteht eine Verpflichtung des LeistungstrÃ¤gers,
Ã¼ber ausdrÃ¼cklich gestellte Fragen hinaus auf klar zu Tage liegende
GestaltungsmÃ¶glichkeiten hinzuweisen, deren Wahrnehmung so zweckmÃ¤Ã�ig
ist, dass sie jeder verstÃ¤ndige Versicherte mutmaÃ�lich nutzen wÃ¼rde (z.B. BSG
05.04.2000, SozR 3-1200 Â§ 14 SGB I Nr.29 S.96, 97; KassKomm-Seewald Â§ 14
SGB I Rdnr.19 mwN). Doch ist hier nach dem Ergebnis der Ermittlungen nicht
belegbar, dass eine derartige GestaltungsmÃ¶glichkeit in Form der rechtzeitigen
Geltendmachung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld klar zu Tage lag. Der Zeuge D.
konnte sich an den konkreten GesprÃ¤chsablauf nicht erinnern. Auch aus seinem
Beratungsvermerk folgt nicht, dass der Rechtsanspruch des KlÃ¤gers auf
Arbeitslosengeld und die ablaufende Verfallsfrist Gegenstand des GesprÃ¤chs
waren. Diese Themen mussten auch nicht zwingend Gegenstand des GesprÃ¤chs
sein. Im Hinblick auf Anlass und Zweck einer Reha-Beratung bestand nÃ¤mlich
keine Verpflichtung des Reha-Beraters, die MÃ¶glichkeiten eines anderweitigen
Leistungsbezugs des Ratsuchenden auÃ�erhalb der eigentlichen Reha-Leistungen
von sich aus zu erkunden, Ermittlungen gegebenenfalls anzustellen und
entsprechende RatschlÃ¤ge zu erteilen.
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Der KlÃ¤ger ist somit mit seinem Rechtsanspruch auf Arbeitslosengeld wegen
Zeitablaufs nach Â§ 147 Abs.2 SGB III ausgeschlossen (vgl. zur Ausschlusswirkung
des Â§ 125 Abs.2 AFG BSG SozR 4100 Â§ 125 Nr.2 S.3, Nr.3 S.11). Er kann von der
Beklagten kein Arbeitslosengeld beanspruchen. GrÃ¼nde fÃ¼r eine Fehlerhaftigkeit
der Arbeitslosenhilfe-Bewilligungen sind nicht ersichtlich und auch vom KlÃ¤ger
nicht vorgetragen worden. Die Berufung muss daher zurÃ¼ckgewiesen werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 03.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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